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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung besonderer 
Vorschriften für die Einfuhr von Erzeugnissen des Weinsektors aus bestimmten 
Drittländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein 1 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 678/75 2 ), insbesondere auf Arti- 
kel 9 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 beruht die Regelung für die Einfuhr von 
Wein auf der Einhaltung eines Referenzpreises; zum 
Zweck der Einhaltung dieses Preises ist die Möglich- 
keit vorgesehen, daß zusätzlich zu den Zöllen eine 
Ausgleichsabgabe erhoben wird. 

So sehen auch einige Abkommen mit Drittländern 
vertragliche Zollzugeständnisse unter der Bedingung 
vor, daß der Referenzpreis eingehalten wird. Es 
müssen Maßnahmen getroffen werden, die in allen 
diesen Fällen das gute Funktionieren des Systems 
sicherstellen, damit die Zielsetzungen der von der 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein vorge- 
sehenen Einfuhrregelung nicht gefährdet werden. 

Vor allem sind die erforderlichen Maßnahmen vor- 
zusehen, damit die Zollbehörden der Mitgliedstaa- 
ten die Abkommen mit den Drittländern durchfüh- 
ren können. Ferner müssen für die Durchführung 
dieser Abkommen die Bedingungen und das Verfah- 
ren festgelegt werden, nach denen die Aufhebung 
des Zollzugeständnisses vorgenommen werden kann, 
wenn der Referenzpreis nicht eingehalten wird. 
Diese Aufhebung kann je nach Fall zusätzlich zu der 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 43 


Wiedererhebung der Ausgleichsabgabe vorgenom- 
men werden, deren Möglichkeit sich bereits aus 
Artikel 9 Absatz 3 zweiter Unterabsatz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 ergibt. 

Damit eine Wiedererhebung des Zolls gemäß dem 
gemeinsamen Zolltarif oder der Ausgleichsabgabe 
nur in dem unbedingt notwendigen Maße vorge- 
nommen wird, um ein einwandfreies Funktionieren 
der Regelung zu gewährleisten, ist es angezeigt, 
eine monatliche Überprüfung der Lage vorzusehen. 

Das Erfordernis, daß der Wein von einer Beschei- 
nigung des Ausfuhrlandes begleitet wird, kann ein 
nützliches Hilfsmittel für die Kontrolle der Einhal- 
tung des Referenzpreises sein, wenn sich dieses 
Land verpflichtet hat, die notwendigen Maßnahmen 
zur Sicherstellung dieser Einhaltung zu treffen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung ist ein Referenzpreis 
frei Grenze der in Artikel 9 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 genannte Referenzpreis abzüglich der tat- 
sächlich erhobenen Zölle. 

Artikel 2 

1. Auf jede Einfuhr von Wein der Tarifnummer 
22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs aus einem 
Drittland, dem unter der Bedingung der Einhal- 
tung des Referenzpreises frei Grenze vertragliche 
Zollzugeständnisse zugute kommen, wird, wenn 
dieser Preis nicht eingehalten wird, der im 
Gemeinsamen Zolltarif genannte Zollsatz ange- 
wendet. 

2. Unbeschadet des Einsatzes anderer Mittel zur 
Kontrolle der Einhaltung des Referenzpreises 
wird die Vergabe der im ersten Absatz genann- 
ten Zollzugeständnisse von der Vorlage einer 
von den zuständigen Behörden des Ausfuhrlan- 
des ausgestellten Bescheinigung über die Ein- 
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haltung des Referenzpreises frei Grenze abhängig 
gemacht. 

3. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über die Einzelfälle, in den der Referenzpreis 
frei Grenze nicht eingehalten worden ist. 

Je nach Bedeutung dieser Fälle und unbeschadet 
der Maßnahmen, die aufgrund von Artikel 9 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 getroffen werden 
können, kann nach dem Verfahren des Artikels 7 
der Verordnung Nr. 24 beschlossen werden, daß 
auf alle in Absatz 1 genannten künftigen Einfuh- 
ren aus dem oder den Drittländern, die den Refe- 
renzpreis frei Grenze nicht eingehalten haben, 
der im Gemeinsamen Zolltarif enthaltene Zoll- 
satz angewendet wird. 

Artikel 3 

Die aufgrund von Artikel 9 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816 70 getroffenen Maßnahmen sowie die Maß- 
nahme des Artikels 2 Absatz 3 dieser Verordnung 
werden monatlich nach dem Verfahren des Arti- 
kels 8 der Verordnung Nr. 24 überprüft. 


Begründung 

Dieser Vorschlag für eine Verordnung des Rates ist 
die Folge des Kompromisses, der in Luxemburg auf 
der Tagung des Rates vom 23724. Juni 1975 über 
neue Vorschriften zur Einhaltung des Referenzprei- 
ses für Wein im Rahmen der globalen Mittelmeer- 
politik erreicht worden ist. 

Der Vorschlag hat ferner zum Ziel, die erforderliche 
Regelung dafür zu schaffen, daß die neuen insbeson- 
dere mit den Drittländern des Maghreb zu schlie- 
ßenden Präferenzabkommen durchgeführt werden 
können. 

Zu diesem Zweck sieht er die Festsetzung eines 


Artikel 4 

1. Die Durchführungsbestimmungen für diese Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 7 der Verordnung Nr. 24 erlassen. Diese Be- 
stimmungen enthalten insbesondere die zu be- 
rücksichtigenden Faktoren für die Ermittlung des 
Angebotspreises frei Grenze für alle Einfuhren. 

2. Die Kommission setzt den Referenzpreis frei 
Grenze nach dem Ursprung der importierten Er- 
zeugnisse fest. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie ist am ersten Tag des zweiten Monats nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften wirksam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgiiedstaat. 


Referenzpreises frei Grenze vor, der eingehalten 
werden muß, um die in den genannten Abkommen 
vorgesehenen Vorteile für den eingeführten Wein 
in Anspruch nehmen zu können. Gleichzeitig ent- 
hüllt er geeignete Maßnahmen für den Fall, daß die 
eingegangenen Verpflichtungen nicht eingehalten 
werden. 

Hervorzuheben ist, daß nicht alle Bestandteile des 
genannten Kompromisses in diesem Vorschlag ent- 
halten sind, da Artikel 9 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816 70 bereits eine Rechtsgrundlage liefert, auf- 
grund deren durch Verordnungen der Kommission 
bestimmte Maßnahmen im Falle der Nichteinhaltung 
des Referenzpreises durch die betroffenen Drittlän- 
der getroffen werden können. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - We 57/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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